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V o r l a g e   

 
an den Rat der Stadt Helmstedt  

 
 
 

Dienstaufsichtsbeschwerde der UWG Stadt Helmstedt e. V. 
 
 
Herr Alfred Gogolin hat am 28.09.2017 für die UWG Stadt Helmstedt e. V. gegen den 
Bürgermeister der Stadt Helmstedt, Herrn Wittich Schobert, den Gemeindewahlleiter und 
Ersten Stadtrat, Herrn Henning Konrad Otto sowie den Leiter des Fachbereiches Sicherheit 
und Ordnung, Herrn Stadtamtsrat Frank Kemmer per E-Mail eine Dienstaufsichtsbeschwerde 
eingereicht. Sie wurde durch Herrn Alfred Nolte noch konkretisiert (Anlage 1). Mit E-Mail vom 
30.09.2017 ergänzte Herr Gogolin die Dienstaufsichtsbeschwerde durch Übersendung von 
Fotomaterial (Anlage 2). 
 
Die Dienstaufsichtsbeschwerde ist ein formloser Rechtsbehelf, mit dem die Verletzung einer 
Dienstpflicht eines Amtsträgers gerügt werden kann. Sie ist formlos an den Vorgesetzten des 
Amtsträgers oder an die Dienstaufsichtsbehörde zu richten. 
 
Kern einer Dienstaufsichtsbeschwerde ist die Rüge des persönlichen Fehlverhaltens eines 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes. Bei ihr geht es, anders als bei einer (Fach-) 
Aufsichtsbeschwerde, nicht um die Prüfung des Ergebnisses eines Verwaltungshandelns. 
Dieser formlose Rechtsbehelf beinhaltet kein Recht des Beschwerdeführers auf eine 
Überprüfung des behördlichen Verhaltens, jedoch ein Recht darauf, dass von dem 
Rechtsbehelf Kenntnis genommen wird und die Art der Erledigung mitgeteilt wird. Gegen 
eine behördliche Maßnahme selbst sind die förmlichen Rechtsbehelfe (wie z. B. der 
Widerspruch und die Klage vor dem Verwaltungsgericht) geboten. 
 
Gemäß § 107 Absatz 5 Satz 1 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz ist der Rat 
der Stadt Helmstedt der Dienstvorgesetzte des Bürgermeisters, somit ist er für 
Dienstaufsichtsbeschwerden über den Bürgermeister zuständig. Für die weiteren Beamten 
ist der Bürgermeister der Dienstvorgesetzte. Da er - wie ausgeführt - ebenfalls in dem 
Verfahren als Betroffener ggf. befangen sein könnte, wird dem Rat der Stadt Helmstedt als 
höherer Dienstvorgesetzter der Beamten einheitlich die Sache zur Entscheidung vorgelegt. 
 
Entscheidungen des Rates als Dienstvorgesetzter des Bürgermeisters werden, da er 
bezüglich des Bürgermeisters keine Vorgesetztenfunktion innehat, nicht vom 
Verwaltungsausschuss vorbereitet. 
 
Zur Begründung führt Herr Gogolin aus, dass es zu Ungleichbehandlungen im Zuge der 
Wahlplakatierungen anl. der Kommunalwahl am 24.09.2017 gekommen sei. So seien 
Wahlplakate der UWG Stadt Helmstedt e. V. durch die Stadt Helmstedt entfernt worden und 



Plakate anderer Bewerber seien nicht entfernt worden, obwohl diese aus Sicht von Herrn 
Gogolin ebenfalls nicht ordnungsgemäß angebracht wurden. 
 
Nach den vorgenannten Ausführungen ist aus Sicht der Verwaltung nicht ersichtlich, welches 
konkrete persönliche Fehlverhalten den Betroffenen vorgeworfen wird. Es konnte auch von 
Amtswegen kein Fehlverhalten festgestellt werden. Es handelt sich bei der Entfernung der 
aus Sicht der Verwaltung widerrechtlich angebrachten Plakate um eine Maßnahme der 
Gefahrenabwehr auf dem Gebiet des übertragenen Wirkungskreises. Auf die nähere 
Begründung der Maßnahme und der rechtlichen Würdigung wird auf die Vorlage 163/2017 
zum Wahleinspruch der UWG Stadt Helmstedt e. V. verwiesen. 
 
Die Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Bürgermeister Herrn Wittich Schobert, den 
Ersten Stadtrat Henning Konrad Otto und den Stadtamtsrat Frank Kemmer ist daher als 
unbegründet zurückzuweisen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Helmstedt weist die Dienstaufsichtsbeschwerden gegen den 
Bürgermeister der Stadt Helmstedt, Herrn Wittich Schobert, den Gemeindewahlleiter, Herrn 
Ersten Stadtrat Henning Konrad Otto und den Fachbereichsleiter Sicherheit und Ordnung, 
Herrn Stadtamtsrat Frank Kemmer, mit Schreiben vom 28.09.2017 eingereicht durch die 
UWG Helmstedt - vertreten durch Herrn Alfred Gogolin - als unbegründet zurück. 
 
 
Dem Beschwerdeführer, Herrn Alfred Gogolin, ist dies schriftlich bekannt zu geben. 
 
 
 
 
 
Gez. Thomas Bode 
 
 
(Thomas Bode) 




















